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Philippe Reichen, Genf

Ihr Rücktritt naht. Im Frühling
2023wird StaatsrätinAnne Eme-
ry-Torracinta (SP) zurücktreten.
Bis dahin hat sie grosse Pläne.
Sie will im Kanton Genf für eine
Bildungsrevolution sorgen.Eme-
ry-Torracinta ist bereit, die Ober-
stufe umzukrempeln. Ihr erklär-
tes Ziel: Separatismus und Dis-
kriminierung ein für alle Mal
beenden. Am Sonntag stimmt
das Volk über die Pläne ab.

Konkret beabsichtigt die Bil-
dungsdirektorin und frühere Ge-
schichtslehrerin, die 12- bis
15-jährigen Jugendlichen nach
den Sommerferien 2023 auf der
Oberstufe in Einheitsklassen zu
schicken. Integratives Modell
nennen es Pädagogen. Derzeit
setzt Genf auf das sogenannt ge-
teilte Modell. Das heisst, die
Schüler sind in separierte Ni-
veauklassen R1, R2, R3 eingeteilt.
In der Deutschschweiz entsprä-
che dies dem System Kleinklas-
se, Real- und Sekundarschule.
Mit dieser Separierung soll in
Genf nun Schluss sein.

Maximal 18 Schüler
Innerhalb der Einheitsklassen
sollen die Schüler weiterhin an-
hand ihrer Kompetenzen und
Lernstärken und -schwächen un-
terschieden werden. Wer aufs
Gymnasium will, muss in den
HauptfächernMathematik, Fran-
zösisch und Deutsch höhere
Lernziele erreichen als jemand,
der sich für eine Berufslehre ent-
scheidet. Die Lehrpersonen ha-
ben denAuftrag, die Stärken der
Schüler individuell zu fördern
und Schwächen gezielt abzubau-
en. Dafür bekommen sie kleine-
re Klassenmitmaximal 18 Schü-
lern, 19,5 Schüler sind es heute.

Mut machenmussAnne Emery-
Torracinta, dass die Lehrerschaft
und viele Politiker ihre Meinung
teilen, dass Genf sein Schulsys-
tem reformieren muss. 76 Pro-
zent der Oberstufenschüler be-
suchen heute die höchste Ni-
veauklasse R3, nur 4 Prozent
sind in eine R1-Klasse eingeteilt.
Weil es imKanton kaumR1-Klas-

sen gibt, müssen lernschwache
Schüler oft ganz Genf durchque-
ren, um zur Schule zu gehen. Sie
fühlen sich ghettoisiert, in einer
Art Bildungskaste gefangen und
stigmatisiert. Und: Kaum ein
Schüler vermag in ein höheres
Niveau aufzusteigen. Herabstu-
fungen sind viel verbreiteter.

Kritik von bürgerlicher Seite
Trotz einer allgemeinen Reform-
bereitschaft goutiert eine breite
bürgerliche Front die Pläne der
Bildungsdirektorin jedoch nicht.
FDP, SVP und GLP ergriffen das
Referendum gegen das revidier-
te Bildungsgesetz,weshalb es am
Sonntag zu einer Volksabstim-
mung kommt. Bürgerliche Kriti-
ker befürchten, dass das Bil-
dungsniveau in Genf wegen der
Einheitsklassen sinkt und es zu
wenig Räumlichkeiten für die
verkleinerten Klassen gibt. Nach
ihrer Einschätzung müssen die
Schüler weiter separat gemäss
ihrer Leistungsfähigkeit beschult
werden.DieMitte-Partei und das
MCGunterstützen Emery-Torra-
cintas Reformprojekt hingegen.
Der Lehrerverband ist gespalten
und hat entschieden, sich imAb-
stimmungskampf nicht zu posi-
tionieren.

Was der Kanton Genf einfüh-
ren will, soll der Kanton Basel-
Stadt schnellstmöglich wieder
abschaffen. Das fordert der ehe-
malige Basler SP-Präsident und
pensionierte Kleinklassenlehrer
Roland Stark. Gemäss Angaben
der Schweizerischen Erzie-
hungsdirektorenkonferenz hat
Basel-Stadt zwar eine geteilte
Oberstufe, doch selbst Bildungs-
direktorConradinCramerspricht
offiziell von einer «integrativen
Schule». Diesewill Roland Stark
nunmit einerVolksinitiative be-

kämpfen. Seine Initiative ver-
langt, dass Basel-Stadt wieder
heilpädagogisch geführte För-
derklassen einführt.

Niveau sei gesunken
Stark sagt: «Basel-Stadt hat sei-
ne Kleinklassen vor über zehn
Jahren aufgelöst und schickt
lernbehinderte, leistungsschwa-
che und verhaltensauffällige
Schüler in Regelklassen. Unser
Kanton leistet sich die schweiz-
weit teuerste Schule.» Das Resul-
tat sei jedoch bedenklich. Starke
Schüler würden gebremst. Das
Bildungsniveau sei bei allen
Schülern massiv und nachweis-
lich gesunken. Selbst den ehe-
maligen Kleinklassenschülern
sei nicht geholfen. Diese hätten
«bei diesem fundamentalisti-
schen Schulmodell nurnoch eine
minimale, völlig ungenügende
heilpädagogische Betreuung».
Unterstützt von der Lehrerge-
werkschaft Freiwillige Schulsy-
node (FSS) sammeln Stark und
seine Mitinitianten Unterschrif-
ten für die Volksinitiative. Im
Sommer wollen sie die Forde-
rung einreichen.

Verständnis für Stark äussert
Roland Inauen, Bildungsdirektor
des KantonsAppenzell-Innerrho-
den. Erwehrt sich seit Jahren ge-

gen die Einführung einer integ-
rativen Oberstufe. «Für mich ist
entscheidend, dass unsere Schu-
len die Jugendlichen optimal an
die Berufslehre heranführen, egal
in welcher Klasse sie sind.» Weil
in Innerrhoden auch die Lehrbe-
triebe mitmachten, sei sein Kan-
ton erfolgreicher als alle anderen
Kantone. «In unseremKanton ha-
ben fast 99 Prozent aller 25-Jäh-
rigen einen Berufslehrabschluss
oder eine Maturität im Sack.»

Ist eine integrative Oberstufe
überhaupt erstrebenswert? Ja,
sagt die ehemalige Neuenburger
BildungsdirektorinMonikaMai-
re-Hefti (SP), die dasModell 2015
in ihrem Kanton eingeführt hat.
InNeuenburg hätten Studien der
Universität und der pädagogi-
schenHochschule dasModell po-
sitiv bewertet. Dennoch ging sie
wenigerweit, alsman inGenf ge-
hen will. In den Hauptfächern
unterteilt Neuenburg die Schü-
ler nach wie vor in Niveauklas-
sen, nur in Nebenfächern haben
alle denselbenUnterricht.Maire-
Hefti sagt: «Der Systemwechsel
ist am Anfang schwierig. Ent-
scheidend ist, dass die Lehrper-
sonenhinterderReform stehen.»
So könne es auch in Genf gelin-
gen. Vorausgesetzt, das Volk
stimmt zu.

Genf will seine Oberstufe umkrempeln,
doch Lehrer anderer Kantonewarnen
Integration statt Separation Bildungsdirektorin Anne Emery-Torracinta plant Schülerinnen und Schüler aller
Niveaus in Einheitsklassen zu unterrichten. Das Modell funktioniere nicht, sagt ein Basler Ex-Lehrer.

Covid-Gesetz Die Kantone sind ge-
gen die auf Anfang 2023 geplan-
te Übertragung der Verantwor-
tung für die Durchführung von
Corona-Tests und deren Finan-
zierung vom Bund an sie. Regio-
nale und kantonale Unterschiede
beim Testangebot wären ihrer
Meinung nach unvermeidlich.Die
schweizweite Überwachung des
Infektionsgeschehenswürde be-
einträchtigt und die «gut einge-
spielten Abläufe unterbrochen».
Die Kantone hätten sich in der
Konsultation zur Änderung des
Covid-19-Gesetzes deutlich gegen
den Vorschlag des Bundesrates
ausgesprochen, teilte die Konfe-
renz der kantonalen Gesund-
heitsdirektorinnen und -direkto-
ren (GDK) gestern mit. Laut GDK
ist davon auszugehen, dass die
Viruszirkulation spätestens in
den Herbst-/Wintermonaten
wieder zunehmen wird. Ein nie-
derschwelligerTestzugang für die
gesamte Bevölkerungwird an Be-
deutung gewinnen. (sda)

Kantone lehnen
Verantwortung bei
Corona-Tests ab

Diplomatie Die Mitglieder von
Amnesty Schweiz fordernweite-
re Bemühungen der Schweizer
Regierung zum Schutz von Dick
Marty. Der ehemalige Tessiner
Ständerat lebt seit fast 18 Mona-
ten unter strengem Polizei-
schutz. Marty hatte als Sonder-
berichterstatter des Europarates
2010 einen Bericht über mut-
massliche Kriegsverbrechen
durch kosovarische Milizen im
Unabhängigkeitskrieg gegen
Serbien veröffentlicht. Seine Er-
kenntnisse dienten 2020 derAn-
klage im Kosovo-Sondergericht
in Den Haag gegen den langjäh-
rigen kosovarischen Präsidenten
Hashim Thaci. Die Bedrohung
geht laut Marty von Kreisen aus,
die dem serbischen Geheim-
dienst nahestehen.Die serbische
Botschaft in der Schweiz bestrei-
tet das. Die Bundesanwaltschaft
teilte gestern mit, dass die zu-
ständigen Schweizer Behörden
im Kontakt mit den serbischen
stünden. (sda/oli)

Amnesty fordert
mehr Schutz
für DickMarty

Corona-Impfung DasHeilmittelin-
stitut Swissmedic hat die Indi-
kationserweiterung des Covid-
19-Impfstoffs Spikevax von Mo-
derna für Kinder im Alter von 6
bis 11 Jahren genehmigt. Insbe-
sondere Kinder mit Vorerkran-
kungen sollen davon profitieren
können. Kinder ab 6 Jahren er-
halten gegenüber Erwachsenen
und Jugendlichen ab 12 Jahren
im Abstand von vier Wochen
zweimal die halbe Dosis (50 Mi-
krogramm),wie Swissmedic ges-
tern mitteilte. Die Hauptstudie
an Kindern im Alter von 6 bis
11 Jahren habe gezeigt, dass die
durch den Impfstoff ausgelöste
Immunantwort gegen Sars-
CoV-2mit derjenigen bei jungen
Erwachsenen vergleichbar sei.
Die am häufigsten gemeldeten
Nebenwirkungen sind laut
Swissmedic ähnlich wie bei Ju-
gendlichen gewesen, in der Re-
gel leicht bis mässig ausgeprägt
und wenige Tage lang. (sda)

Moderna-Impfstoff
für Kinder ab 6
Jahren zugelassen

Sollen Oberstufenschülerinnen und -schüler künftig in Einheitsklassen unterrichtet werden? Die Meinungen sind geteilt. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Drei Modelle auf der Oberstufe

Schweizer Pädagoginnen und
Pädagogen unterscheiden auf der
Oberstufe drei Schulmodelle. Beim
geteilten Schulmodell werden
Schülerinnen und Schüler entspre-
chend ihrem Leistungsniveau
einem Schultyp zugeteilt und in
strikt getrennten Klassen unter-
richtet. Im Fall des integrierten
Modells gibt es Stammklassen

ohne jegliche Selektion nach
Leistungen, wobei Einzelfächer in
Niveaugruppen unterrichtet
werden können. Das kooperative
Modell sieht vor, dass Schülerin-
nen und Schüler gemäss ihrem
Leistungsniveau einer Stammklas-
se zugeteilt werden. Einzelne
Fächer werden aber wiederum in
Niveaugruppen unterrichtet. (phr)

Kantonale Vielfalt ist gross

Grafik: mt / Quelle: EDK

angewandte Schulmodelle
in der Oberstufe
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Die Schweiz soll stärkermit dem
westlichen Verteidigungsbünd-
nis Nato zusammenarbeiten.Das
sagte Verteidigungsministerin
Viola Amherd am Freitag bei ei-
nem Mediengespräch in Wa-
shington. Während die Mitte-
Bundesrätin in dervergangenen
Woche durch die USAreiste, kün-
digten die beiden bisher neutra-
len Staaten Finnland und Schwe-
den am Donnerstag und Freitag
an, dem westlichen Verteidi-
gungsbündnis Nato beizutreten.

Das verändert auch die Bezie-
hung der ebenfalls neutralen
Schweiz zurNato.Amherd sagte
am vergangenen Sonntag dem
«SonntagsBlick», die Schweiz
müsse eine Diskussion über ihre
Neutralitätspolitik führen. In
Washington hat Amherd nun
ausgeführt,was sie damitmeint.
«Ein Nato-Beitritt kommt aus
meiner Sicht nicht infrage», sag-
te Amherd, weil das ein «bruta-
ler Bruch zu unseren bisherigen
rechtlichen Grundlagen wäre».

«Neue Formen überlegen»
Aber, so Amherd: Die Schweiz
soll noch näher an die Nato rü-
cken. «Wir haben auch im Rah-
men des neutralen Rechts noch
einen gewissenHandlungsspiel-
raum, der uns eine engere Zu-
sammenarbeit mit derNato und
auch mit unseren europäischen
Partnerinnen ermöglicht.» Bis
jetzt nahmdie Schweiz zumBei-
spiel anÜbungen teil und schick-

te Soldaten zu Lehrgängen. Das
Bündnis hat dafürdas Programm
«Partnership for Peace».

Nun, da Finnland und Schwe-
den denVollbeitritt suchten, sei-
en darin nur noch die Schweiz,
Irland undÖsterreich übrig, sag-
te Amherd. «Damit ist auch klar,
dass die Bedeutung dieses Pro-
jekts natürlich nicht mehr da ist.
Das heisst,wirmüssen uns neue
Formen der Zusammenarbeit
überlegen.» Das Verteidigungs-
departement erarbeite eine Liste
von Optionen, die mit dem Neu-
tralitätsrecht vereinbar seien.

Zwar sind mehr als zwanzig
Länder in einer «Partnership for
Peace».Amherdmeinte aber den
engeren Kreis der europäischen
Länder. Die werden noch wich-
tiger für die Schweiz, wenn sie
wie geplant den Kampfjet F-35A
beschafft. «Mit der F-35Ahat die
Schweiz ein amerikanisches
Flugzeug, aber gleichzeitig eine
europäische Lösung gewählt»,
sagteAmherd: Deutschland, Ita-
lien, Dänemark, die Niederlande
und Belgien wollen ebenfalls
dieF-35A. «Das bedeutet, dass die
Schweiz zuverlässige Partner für
viele Jahre gewinnenwird, bis ins
Jahr 2060», sagte Amherd. «Das
gibt einen Austausch, eine Zu-
sammenarbeit, die noch intensi-
viert wird.»

Den Amerikanern kommt es
offenkundig gelegen,die Schweiz
gut in die europäische Sicherheit
eingebunden zuwissen.Nach ei-

nem Treffen mit Amherd teilte
Vizeverteidigungsministerin
Kathleen Hicks mit, die Schwei-
zer würden mit der F-35A nicht
nur ihre souveräneAbwehr stär-
ken, sondern auch die Kompati-
bilität mit Europa und den USA.

Jet vor Abstimmung kaufen?
Das grosse Interesse an der F-
35A versetzt die Schweiz aber in
Zugzwang: Sie muss den Kauf-
vertrag bald unterzeichnen,
sonst entfällt ihre Reservierung;
Kaufpreis und Lieferfristen
müssten neuverhandeltwerden,
jahrelange Verzögerungen wür-
den drohen.Die Frist für denAb-
schluss des Vertrags läuft im
März 2022 ab. Sie endet damit,
bevor die Stimmberechtigten
über die Volksinitiative gegen
den Jetkauf abgestimmt haben.
Sicherheitspolitikerinnen und
-politiker im Ständerat haben
deswegen verlangt, dass der
Bundesrat den Kaufvertrag
schon vor der Abstimmung un-
terschreibt. Rechtlich ist dasmög-
lich, politisch jedoch umstritten.

Amherd findet, der Bundesrat
solle dieVolksabstimmung nicht
abwarten, sondern den Jetkauf
abschliessen. «Im Grundsatz
sollteman nichtwarten.Aber das
ist meine Meinung als Departe-
mentschefin», sagte Amherd.
«Der Bundesrat hat noch nicht
darüber diskutiert.»

Fabian Fellmann, Washington

Verteidigungsministerin Amherd sucht neue Zusammenarbeit mit der Nato
Sicherheitspolitik Der Nato-Beitritt von Finnland und Schweden habe Folgen für die Schweiz, sagt Bundesrätin Viola Amherd.

Dominik Balmer
und Svenson Cornehls

Die Solidarität mit den Opfern
des Ukraine-Kriegs ist gross –
auch in der Schweiz. Doch regi-
onal gibt es beträchtliche Unter-
schiede.Das belegt erstmals eine
Auswertung von über 200’000
Einzelspenden seit diesem Feb-
ruar mit einem Volumen von
37 Millionen Franken.

Bei den Spenden zeigt sich ein
regelrechter Röstigraben: Die
durchschnittliche Spende in der
Deutschschweiz beläuft sich auf
110 Franken, in der Romandie
sind es 85 Franken.Auch derAn-
teil der Personen, die überhaupt
spenden, ist imVerhältnis zur je-
weiligen Kantonsbevölkerung in
derDeutschschweiz deutlich hö-
her als in der Romandie.

Das ergibt eine durchschnitt-
liche Spende pro Einwoher im
Kanton Jura von rund 90 Rappen
– das ist der schlechteste Wert.
Im Kanton Zürich hingegen sind
es fast sechs Franken – hier
ist die Spendierfreudigkeit am
grössten.

Daten von digitalen Spenden
Die Daten stammen von der
Fundraising-Plattform Raise-
now. Sie umfassen die digitalen
Spenden von 21 schweizweit tä-
tigen Hilfsorganisationen wie
zum Beispiel Caritas Schweiz
und Schweizerisches Rotes
Kreuz. Erfasst sind alle Spenden
von Privaten bis Ende April, die
beispielsweise überWebsitesmit
Bezahldiensten wie Twint ge-
machtwerden. 85 bis 95 Prozent
dieser Spenden sind für die Uk-

raine-Hilfe bestimmt. Wie viel
in der Schweiz insgesamt ge-
spendet wurde, lässt sich nicht
genau sagen. Allein bei der
Glückskette sind bis dato mehr
als 120 Millionen Franken an
Spenden für die Ukraine einge-
gangen.

Die Daten von Raisenow mit
einemVolumenvon 37Millionen
böten aber sicher eine «valable
Grundgesamtheit» und liessen
aussagekräftige Schlüsse zu, sagt
Georg von Schnurbein, der Di-
rektor des Zentrums für Philan-
thropie-Studien der Universität
Basel.

Der Röstigraben-Effekt ist
auch der Forschung aufgefal-

len.WarumdieRomandsweniger
spenden für die Ukraine, hängt
laut von Schnurbein mit der
«kulturellen Prägung» zusam-
men. «In der Romandie sind die
Leute staatsgläubiger. Sie finden,
in einer Krise müsse primär der
Staat handeln.» Siewürden ähn-
lich denken wie die Franzosen.

Auch Lohnniveau wichtig
Für die Deutschschweizer hinge-
gen, so zeigt es die Forschung,
ist zivilgesellschaftliches Enga-
gement wichtiger, die Staats-
gläubigkeit ist weniger ausge-
prägt. Sie sindmit ihremVerhal-
ten laut von Schnurbein näher
demjenigen der deutschen

Bevölkerung, wo die Ukraine-
Spenden Rekorde brechen dürf-
ten. Zusätzlich eine Rolle spielen
könnte auch das Lohnniveau, das
zumindest in Teilen der Roman-
die tendenziell tiefer ist als in der
Deutschschweiz.

Diese These untermauert ein
Vergleich der Spenden der Be-
wohnerinnen und Bewohner der
50 grössten Städte. Auf den vor-
deren Rängen stehen ausnahms-
los Deutschschweizer Städtemit
den finanzkräftigen Zentren Zü-
rich und Zug an der Spitze. Am
Schluss tauchen die Städte
aus der Romandie auf – mit
La Chaux-de-Fonds NE und
Vernier GE als Schlusslichter.

Das Lohnniveau dürfte auch
erklären, warum die Tessiner
vergleichsweisewenig spenden-
freudig sind: Der südliche
Landesteil hat schweizweit die
tiefsten Einkommen.

Bemerkenswert an den Zah-
len von Raisenow ist auch, dass
fast dreiViertel aller Spenden in-
nerhalbvon nur zweiWochen ge-
tätigtwurden. Einen ersten Peak
gab es am 2. März. Sechs Tage
nach demEinmarsch derRussen
fand der nationale Spendentag
des SchweizerischenRotenKreu-
zes und von Privatradios statt.
Ein zweiter Peak zeigt sich am
9. März – dem nationalen
Solidaritätstag von SRG und

Glückskette. Nach diesen zwei
Sammeltagen folgte ein starker
Rückgang. Im April lag das täg-
liche Spendenvolumen wieder
ungefähr auf dem Niveau der
Vorkriegswerte.

Helfenmacht glücklich
Für Professor von Schnurbein
sind solcheVerläufe typisch – sie
kommen durch den «Warm-
Glow-Effekt» zustande. Dieses
Phänomen deswarmenGlühens
beschreibt das positive Gefühl,
dasMenschen empfinden,wenn
sie helfen können. «Bei einem
Krieg wie in der Ukraine reden
alle darüber– und allewollen aus
einer Emotion heraus sofort hel-
fen.» Entsprechend schnell kom-
men die Spenden bei einem
Ereignis zusammen, doch rasch
nehmen sie auch wieder ab.
«Wenn die Leute gespendet ha-
ben, sind sie zufrieden und den-
ken, sie haben jetzt ihren Beitrag
geleistet», sagt von Schnurbein.
«Und man gewöhnt sich leider
auch schnell an die Bilder.»

Das ist für ihn auch derGrund,
warum schockierende Vorfälle
wie die Massaker der Russen in
Butscha keinen ersichtlichen
Schub bei den Spenden bewirkt
haben.Diemutmasslichen Gräu-
eltaten der Putin-Armeewurden
Anfang April bekannt. «Aus hu-
manitärer Sicht kannman damit
einer Spende relativ wenig ma-
chen.» Einen neuen Spenden-
schub würde von Schnurbein
erst erwarten,wenn einweiteres
Land in den Krieg hineingezo-
genwerden sollte – und dies eine
neuerliche Flüchtlingswelle aus-
lösen würde.

Romands sind geiziger als Deutschschweizer
Spenden im Vergleich Erstmals zeigen Daten, wie viel Geld Schweizerinnen und Schweizer für die Ukraine gespendet haben.

Bundesrätin Viola Amherd in der Residenz des Schweizer Botschafters in Washington. Foto: Fabian Fellmann
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Durchschnittliche Spende pro Einwohner nach Kanton*, in Franken

Bei den Ukraine-Spenden zeigt sich der Röstigraben

* Digitale Spenden von 21 Hilfsorganisationen, Februar bis April 2022 * Digitale Spenden von 21 Hilfsorganisationen


